
Rechtsschutzversicherung

Wir kümmern uns um Ihr gutes Recht
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Kostenbeispiel:
Ein Streit um eine 

Autoreparatur im Wert 
von 2.500 € geht bis 

ins Berufungsverfahren. 
Die Kosten betragen 

rund 2.600 €.

Ein Rechtsstreit passiert schneller 
als gedacht
Es ist manchmal unvermeidlich: Plötzlich steckt
der friedlichste Mensch mitten in einer rechtlichen
Auseinandersetzung, und zwar, ohne dass er es 
so will.

Ihr gutes Recht ist häufig in Gefahr
Selbst wenn Sie im Recht sind, müssen Sie oft 
genug mit einem guten Anwalt darum kämpfen:
■ Unser Rechtswesen ist hochkomplex und 

verändert sich ständig.
■ Jährlich werden über 3,4 Millionen Verfahren in 

1. Instanz vor Gericht verhandelt*.
■ Der größte Teil der Rechtsstreitigkeiten wird 

jedoch außergerichtlich ausgetragen.
Wenn Sie Ihr Recht behaupten müssen, ist guter
Rat teuer: Hätten Sie gedacht, dass auch ein 
geringer Streitwert mehrere Tausend Euro Kosten
verursachen kann?

* Quelle: Statistisches Bundesamt 10/2009

Mit unserem Rechtsschutz gewinnen Sie 
in jedem Fall:
■ Das beruhigende Gefühl, einen starken Partner 

zu haben
■ Bezahlbarer Kostenschutz
■ Qualifizierte Hilfe durch einen Rechtsanwalt

Für Ihr Recht machen wir uns stark

Streitwert 1. Instanz 1. und 2. Instanz

Das kostet ein Zivilprozess

Sachverständigenhonorare, Zeugengelder 
und außergerichtliche Tätigkeiten Ihres Anwalts 
erhöhen die Kosten. 

1.000,– € 704,40 €      1.522,96 €   

2.500,– € 1.223,20 €   2.639,46 €   

5.000,– € 2.155,20 €   4.640,90 € 

10.000,– € 3.453,20 €   7.440,66 € 

20.000,– € 4.657,20 € 10.052,02 € 

Die Rechtsschutzversicherung der 
HUK-COBURG bietet in den wichtigsten 
Bereichen sehr gute Bedingungen.

Biallo.de, das Verbraucher-
portal für private Finanzen, 

hat im Juni 2010 die
Rechtsschutz-Versicherung 

der HUK-COBURG einem 
Produktcheck unterzogen.
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Wir sorgen für einen  
geeigneten Mediator und  
übernehmen die Kosten.

Mediation – schnell und 
bequem zur erfolgreichen
Konfliktlösung

Mediation – der neue Weg der Konfliktlösung

Sie haben ein Montagsauto gekauft und wollen es nach
mehreren erfolglosen Nachbesserungen zurückgeben.
Was nützt ihnen dann ein Erfolg vor Gericht, wenn das 
Urteil erst nach zwei Jahren gesprochen wird?
Bei der Mediation wird eine schnelle Einigung erzielt, 
mit der alle Beteiligten gut leben können. Sie spart Zeit 
und Nerven.
Weitere Bereiche, für die sich eine Mediation besonders 
anbietet: Miete, Grundstück, Nachbarschaft, Arbeitsrecht,
Vertragsrecht

Konflikte können jeden treffen – auch Sie. 
Jeder Kauf, jeder Vertragsabschluss und sogar jede
Fahrt mit dem Auto kann zum Rechtsfall werden.
Wenn es soweit kommt, sind Sie im Vorteil, wenn
Sie gut informiert sind. Denn mit den richtigen 
Informationen lässt sich mancher Rechtsstreit 
schnell erledigen. 

Rufen Sie uns  an, wir helfen
Ihnen den richtigen Weg zu 
finden:

1. Telefonische Beratung
Manchmal hilft schon eine Auskunft. 
Wir verbinden Sie im Rechtsschutzfall mit einem
Anwalt, der Sie am Telefon berät. So gewinnen Sie
schnell Entscheidungssicherheit.

2. Recht besprechen 
Bei Konflikten sind die Fronten oft schnell verhär-
tet und die Parteien treffen sich vor Gericht. Das
kann sich Monate wenn nicht sogar Jahre hinzie-
hen. Auch nach dem Richterspruch schwelen viele 
Konflikte weiter und können erneut eskalieren, 
weil sich mindestens eine der Konfliktparteien 
ungerecht behandelt fühlt. Stabilere Lösungen 
ergeben sich, wenn die Parteien auf freiwilliger
Basis mit Hilfe eines neutralen Dritten (Mediator)
selbst zu einer einvernehmlichen Lösung gelangen
(Mediation).

Schadenfreiheit wird belohnt

Bei Vertragsbeginn beträgt die Selbstbeteiligung 150 €. 
Sie verringert sich bei Schadenfreiheit stufenweise, 
bis sie nach sechs Jahren ganz entfällt.  

Ihre Selbstbeteiligung:
Im 1. und  2. Jahr 150,– € SB
Im 3. und 4. Jahr 100,– € SB
Im 5. und 6. Jahr 50,– € SB
Ab dem 7. Jahr 0,– € SB
Bei mehreren Rechtsschutzfällen kann die 
Selbstbeteiligung auf bis zu 400 € ansteigen. 
Eine Rückstufung findet statt, wenn im Rechtsschutzfall 
eine Deckungszusage erteilt wird und Maßnahmen einge-
leitet sind, die ein Kostenrisiko auslösen (z.B. Beauftragung
eines Rechtsanwalts, Einreichung einer Klage).
Eine Rückstufung im Rechtsschutzfall findet aber 
nicht statt, wenn 
■ der Rechtsschutzfall durch eine Erstberatung 

abgeschlossen ist oder
■ der Interessenwahrnehmung in geeigneten Fällen 

der Versuch einer Streitbeilegung durch einen vom 
Versicherer vermittelten Mediator vorausgegangen ist

■ Sie einen von uns empfohlenen Rechtsanwalt mit 
der Wahrnehmung Ihrer Interessen beauftragen.

Wenn Sie uns brauchen, sind wir für Sie da!

Und das Beste für Sie:
■ Der normale Rechtsweg geht Ihnen nicht 

verloren, sollte die Mediation zu keinem 
Ergebnis führen.

■ Die Mediation ist wesentlich schneller als 
jedes Gerichtsverfahren

3. Anwaltsempfehlung
Wenn Sie doch die Hilfe eines kompetenten und 
erfahrenen Anwalts benötigen, nutzen Sie unsere
umfangreiche Erfahrung. Wir empfehlen Ihnen
einen Anwalt aus unserem bundesweiten Anwalts-
netz. Hierbei greifen wir nur auf  Kanzleien zu-
rück, die unsere  hohen Qualitätsansprüche 
erfüllen. So finden Sie den geeigneten Anwalt für
Ihre Interessenwahrnehmung.

4. Freie Anwaltswahl
Wenn Sie wollen, können Sie Ihren Anwalt 
natürlich auch selbst auswählen. 
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Im Paket günstiger: 
der Verkehrs-Rechtsschutz 

für alle Fahrzeuge Ihrer 
Familie z. B. für Motorrad 

und Auto.

Für alle Verkehrsteilnehmer 
Auch als besonnener Verkehrsteilnehmer können 
Sie leicht in einen Unfall oder in ein Bußgeldver-
fahren verwickelt werden, bei dem Sie rechtlichen
Beistand brauchen. Mit unserer Hilfe sind die 
Anwalts- oder Gerichtskosten keine Hürde mehr.

Günstigen Verkehrs-Rechtsschutz erhalten 
Sie sofort nach Vertragsabschluss: 
■ Für ein bestimmtes Fahrzeug
■ Für alle Fahrzeuge der Familie

Welche Fahrzeuge können Sie 
versichern?
■ Autos, Motorräder, Roller, Mopeds
■ Alle anderen Motorfahrzeuge zu Lande
■ Anhänger, Wohnwagen

Verkehrs-Rechtsschutz – Jetzt ohne Wartezeit

Hier macht sich Verkehrs-Rechtsschutz bezahlt:

■ Man hat Ihnen auf einem Gebrauchtwagenmarkt
einen Unfallwagen verkauft.

■ Sie beanstanden eine mangelhafte Getriebe-
Reparatur am Auto.

■ Ihre mitversicherte Tochter gerät in einen Unfall, 
bei dem die Haftungslage unklar ist. 
Aus diesem Grund will die gegnerische 
Versicherung nur zum Teil leisten.

■ Bei einem Unfall werden Personen verletzt 
– gegen Sie läuft ein Strafverfahren wegen 
fahrlässiger Körperverletzung.

■ Fahrer eines fremden Fahrzeugs 
(z. B. Mietwagen oder Firmenwagen)

■ Radfahrer
■ Fußgänger
■ Fahrgast in öffentlichen Verkehrsmitteln
Alternativ können Sie Ihren Verkehrs-Rechtsschutz
auf alle zugelassenen Fahrzeuge der 
Familie erweitern. Jedes Familienmitglied genießt
dann den genannten Schutz.

Schadenfreiheit wird belohnt
Wie Sie mit der variablen Selbstbeteiligung sparen
können, erfahren Sie auf Seite 3.

Sinnvolle Ergänzung:
Für nur 25 € können Sie den Verkehrs-Rechts-
schutz um die HUK-COBURG Rechtsberatung für
den gesamten privaten Bereich erweitern. 
Einzelheiten siehe Seite 6.

Wer ist versichert?
Der Verkehrs-Rechtsschutz für ein bestimmtes
Fahrzeug gilt für Sie als:
■ Halter und Eigentümer des versicherten 

Fahrzeugs (inklusive berechtigter Fahrer 
und Insassen)
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Bis auf den Arbeits-Rechts-
schutz sind die Leistungen
identisch mit denen des 
Privat-, Berufs- und 
Verkehrs-Rechtsschutz

Mit bedarfsorientiertem 
Arbeits-Rechtsschutz
Der Arbeits-Rechtsschutz im Rechtsschutz60 
ermöglicht Ihnen die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen aus versorgungsrechtlichen Ansprüchen
aus einer Pension oder aus einer Betriebsrente.
Sind Sie oder eine der mitversicherten Personen 
berufstätig? Dann empfehlen wir den Privat-, 
Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz (vgl. oben).
Darin ist ein Arbeits-Rechtschutz für das Berufs-
leben enthalten, der Sie und alle mitversicherten 
Personen rundum absichert.

Rechtsschutz60 mit Rechtsberatung 

Schadenfreiheit wird belohnt.
Wie Sie mit der variablen
Selbstbeteiligung sparen 
können, erfahren Sie auf 
Seite 3.

Für alle, die sich umfassend 
absichern wollen 
Es ist schnell passiert: Im Urlaub wird aus dem 
gebuchten Traumhotel eine Lärmbaustelle, 
nach einem Verkehrsunfall ist unklar, wer die
Schuld trägt, oder Sie sind von einem Stellenabbau
betroffen.
In solchen Fällen sichert Sie der Privat-, Berufs-
und Verkehrs-Rechtsschutz finanziell ab. Das heißt,
Sie konzentrieren sich zusammen mit einem
Rechtsanwalt voll und ganz auf die Problemlösung.

Was ist versichert?
Sie und die mitversicherten Personen genießen
Rechtsschutz im privaten und im beruflichen 
Lebensbereich sowie im Straßenverkehr und
Rechtsberatung zu allen Rechtsfragen des privaten
Bereichs ohne Mehrbeitrag (siehe Seite 6).

Wer ist versichert?
Sie als Versicherungsnehmer
Ihr Ehegatte oder Lebenspartner 
Alle berechtigten Fahrer und Insassen der auf die 
Familienmitglieder zugelassenen Fahrzeuge 
(auch mit Versicherungskennzeichen)
Alle versicherten Personen als Fahrer eines 
fremden Fahrzeugs (z. B. Mietwagen oder 
Firmenwagen)
Alle versicherten Personen als Radfahrer, 
als Fußgänger und Fahrgast in öffentlichen 
Verkehrsmitteln

Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz 
mit Rechtsberatung (für Nichtselbstständige)

Für die Zeit nach dem Berufsleben
Der Rechtsschutz60 ist ein idealer Versicherungs-
schutz für alle Personen ab 60 Jahre, die den Ruhe-
stand erreicht haben und die neu gewonnene Frei-
heit jetzt aktiv genießen. Diese Absicherung bietet
Ihnen im Privat- und Verkehrsbereich die gleichen
Leistungen wie der Privat-, Berufs- und Verkehrs-
Rechtsschutz sowie Arbeits-Rechtsschutz für den
speziellen Bedarf nach dem Berufsleben.

Hier macht sich Ihr Rechtsschutz bezahlt:

Sie haben ein Auto privat gekauft. 
Weil der Verkäufer einen Unfall verschwiegen hat, fordern Sie Ihr Geld zurück.
Eine Fehldiagnose im Krankenhaus führt zu ernsten Komplikationen. 
Das nehmen Sie nicht ohne weiteres hin. 
Sie werden auf der Straße Opfer einer gefährlichen Körperverletzung und treten vor Gericht 
als Nebenkläger auf.
Ihre Betriebsrente soll gekürzt werden.
Ihr Arbeitgeber versetzt Sie ohne Ihr Einverständnis in eine andere Abteilung. 
Nach der Fernseher-Reparatur gibt es außer der Rechnung nichts zu sehen. 
Sie möchten, dass nachgebessert wird.
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Die HUK-COBURG 
Rechtsberatung ist im Privat-,
Berufs- und Verkehrs-Rechts-

schutz und im Rechtsschutz60
bereits enthalten –
ohne Mehrbeitrag.

Die HUK-COBURG Rechtsberatung

Fragen Sie einen Anwalt, 
bevor Sie ihn brauchen
Manchmal muss man einfach wissen, wie man sich
in einer unübersichtlichen Situation am besten 
verhält – um dem Ärger zu entgehen oder um 
Verluste zu vermeiden.  
Die HUK-COBURG Rechtsberatung macht es 
Ihnen einfach: Sie bietet erste Orientierung in
Rechtsfragen des täglichen Lebens.

Sofortauskunft per Telefon 
Beratung zu allen Rechtsfragen im privaten 
und (nichtselbstständig) beruflichen Bereich
Gespräch mit einem unabhängigen 
Rechtsanwalt
Wann immer Sie persönlichen Bedarf haben

Die HUK-COBURG Rechtsberatung 
erhalten Sie:

ohne Mehrbeitrag zum Privat-, Berufs- und 
Verkehrs-Rechtsschutz und zum Rechtsschutz60
Als Ergänzung zu Ihrer bestehenden 
HUK-COBURG Verkehrs-Rechtsschutzversiche-
rung für nur 25 € im Jahr
Oder als eigenständigen Vertrag ohne weiteren
Rechtsschutz bei der HUK-COBURG für 
nur 49 € im Jahr

Streitlustige Nachbarn, ständiger Lärm aus der
Nachbarschaft, Streit um die Mietzahlung – Sie
können Ihren Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechts-
schutz und den Rechtsschutz60 günstig um einen
Rechtsschutz erweitern für:

Rechtsschutz für Mieter, Eigentümer und Vermieter

Alle Ihre selbst genutzten Wohneinheiten 
in Deutschland (gemietet oder Eigentum)
Ihre vermieteten Wohneinheiten

Rechtsschutz PLUS ist 
die ideale Ergänzung zum 

Privat-, Berufs- und 
Verkehrs-Rechtsschutz 

und Rechtsschutz60

■ Mediation in Bausachen
Die Kosten einer Mediation für eine unter den Bausachenausschluss fallende Angelegenheit werden übernommen 
(1x je Bausache). 

■ Rechtsschutz für Kapitalanlagestreitigkeiten
Kapitalanlagestreitigkeiten sind bis 5.000 € je Rechtsschutzfall mitversichert. 

■ Weitergehender Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 
Versichert ist damit eine über die Beratung hinausgehende Tätigkeit des Rechtsanwalts bis 1.000 €. 

■ Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht 
Die Erstellung einer Patientenverfügung oder einer Vorsorgevollmacht ist versichert 
(bis 250 €, ohne Anrechnung der SB)

■ Verwaltungs-Rechtsschutz
Verwaltungs-Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen auch außerhalb des Verkehrsbereichs 
vor Verwaltungsbehörden und -gerichten, z. B. wenn es um den Entzug einer Waffenbesitzkarte oder einen Maulkorb 
für Ihren Hund geht.  

■ Steuer-Rechtsschutz schon beim Widerspruch 
Steuer-RS ist bereits im vorgerichtlichen Widerspruchsverfahren gegeben, z. B. beim Widerspruch gegen einen 
Einkommenssteuerbescheid vom Finanzamt. 

■ Sozial-Rechtsschutz schon beim Widerspruch
Sozial-RS ist bereits im vorgerichtlichen Widerspruchsverfahren gegeben. 

■ Rechtsschutz in Betreuungsverfahren
Die Kosten für eine Beratung im Zusammenhang mit der Bestellung eines gesetzlichen Betreuers 
(Betreuungsanordnung gegen VN oder mitversicherte Person) werden übernommen.

■ Mitversicherung von Eltern 
Mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebende und dort gemeldete Eltern des Versicherungsnehmers 
oder des Ehe-/Lebenspartners sind mitversichert, wenn sie sich im Ruhestand befinden. 

Für nur 25,00 € im Jahr erhalten Sie zusätzliche Vorteile: NEU

Mehr Leistung mit Rechtsschutz PLUS 



Das Besondere am Rechtsschutz der HUK-COBURG

1 Million € Versicherungssumme
Die HUK-COBURG übernimmt im Rechtsschutzfall
für Sie bis zur Höhe der Versicherungssumme:

Die Vergütung Ihres Rechtsanwalts 
(auch außergerichtlich)
Gerichtskosten und Kosten für Sachverständige
Die gegnerischen Kosten, soweit Sie diese zu 
tragen haben

Darüber hinaus gewähren wir bis zu 100.000 € 
als Darlehen für eine Strafkaution.

Internet-Rechtsschutz
Ihr Rechtsschutz umfasst auch Rechtsgeschäfte 
im Internet (Einkauf, Buchungen, nicht gelieferte
Waren).

24-Stunden-Notrufservice
Wir verbinden Sie im Notfall sofort mit einem 
unabhängigen Rechtsanwalt – auch nachts und an
Sonn- und Feiertagen.

Kostenlose Erstberatung
Die Selbstbeteiligung entfällt, wenn der Rechts-
schutzfall mit einer Erstberatung beim Anwalt 
abgeschlossen ist.

Profitieren Sie vom Kombi-Bonus!

Der Kombi-Bonus belohnt Ihr Vertrauen in die HUK-COBURG: 
Sie sparen 5 % Beitrag in der Haftpflicht und Kasko für Ihren Pkw. 
Entscheiden Sie sich einfach für einen günstigen Rechtsschutz* 
und einen weiteren kombifähigen Vertrag. Wir beraten Sie!

*Es zählen: Verkehrs-Rechtsschutz für alle Fahrzeuge der Familie; Privat-, Berufs- und 
Verkehrsrechtsschutz; Rechtsschutz60.
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Opferschutz
Opfer von Gewaltstraftaten (z.B. schwere Körperverlet-
zung, Vergewaltigung, räuberische Erpressung, Frei-
heitsberaubung) erhalten Rechtsschutz für die aktive
Strafverfolgung als Nebenkläger vor 
deutschen Gerichten.

Deutsch sprechender Anwalt
Ihnen steht im europäischen Ausland, in den 
Mittelmeer-Anrainerstaaten sowie auf Madeira und
den Kanarischen Inseln ein deutsch sprechender An-
walt zur Verfügung.

Weltweiter Versicherungsschutz
Ihr Rechtsschutz gilt bis zu zwölf Wochen pro 
Aufenthalt weltweit. Wir übernehmen Ihre eigenen
Rechtsanwaltskosten bis 100.000 €.



Es sind alle auf den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen 
zugelassenen Kraftfahrzeuge versichert. Der Versicherungsschutz umfasst alle Leistungsarten
des Verkehrs-Rechtsschutzes und darüber hinaus: 

Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen außerhalb des Fahrzeug- und 
Grundstücksbereichs (Sachschaden, Körperverletzung).

Wahrnehmung rechtlicher Interessen für Arbeitnehmer, Beamte, Richter und Soldaten 
gegenüber dem Arbeitgeber oder Dienstherrn.

Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen aus Geschäften des täglichen Lebens 
außerhalb des Fahrzeugbereichs, z. B. Kaufvertrag, Reparaturauftrag oder Versicherungs-
vertrag. Ausgeschlossen sind z.B. Bausachen.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Steuer- oder Abgabeangelegenheiten 
(außer Erschließungsbeiträge) vor deutschen Finanz- oder Verwaltungsgerichten.
Im Verkehrs-Rechtsschutz umfasst der Versicherungsschutz auch das Verwaltungsverfahren.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor deutschen Sozialgerichten, 
z. B. in Angelegenheiten der gesetzlichen Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung, gesetzlichen
Unfall- oder Rentenversicherung.

Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren.

Verteidigung in Strafverfahren. Beim Vorwurf einer Straftat, die nur vorsätzlich begangen 
werden kann, oder bei rechtskräftiger Verurteilung wegen Vorsatzes besteht kein Versicherungsschutz.

Verteidigung in Bußgeldverfahren. 

Beratung nach veränderter Rechtslage (z. B. Tod des Erblassers) in Fragen 
des Familien-, Lebenspartnerschafts- oder Erbrechts.

Aktive Strafverfolgung, wenn eine versicherte Person im privaten Bereich Opfer 
einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unversehrtheit, 
die persönliche Freiheit oder gegen das Leben geworden ist.

siehe Rückseite

Alle Leistungsarten
des Verkehrs-Rechtsschutzes

Schadenersatz-Rechtsschutz

Arbeits-Rechtsschutz

Rechtsschutz im Vertrags-
und Sachenrecht

Steuer-Rechtsschutz

Sozialgerichts-Rechtsschutz

Disziplinar- und 
Standes-Rechtsschutz

Straf-Rechtsschutz

Ordnungswidrigkeiten-
Rechtsschutz

Beratungs-Rechtsschutz
im Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrecht

Rechtsschutz für Opfer 
von Gewaltstraftaten

HUK-COBURG Rechtsberatung

Leistungsübersicht

Leistungsart Erläuterungen zum Versicherungsschutz Versicherte Personen Besonderheiten

Verkehrs-Rechtsschutz für das im Versicherungsschein bezeichnete Fahrzeug gem. § 21 Abs. 3 ARB 2010
Zusätzlich Fahrer- und Fußgänger-Rechtsschutz für den Versicherungsnehmer gem. § 21 Abs. 7 ARB 2010. 
Bei einem Fahrzeugwechsel teilen Sie uns bitte das neue Kennzeichen mit.

Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige gem. § 26 ARB 2010
Ein Fahrzeugwechsel muss nicht angezeigt werden.Nur abschließbar, wenn keine der zu versichernden Personen selbstständig tätig ist (mehr als 6.000 € Umsatz pro Jahr). 
Selbstständige können ihre privaten Risiken und den Verkehrsbereich mit einem gesonderten Antrag versichern.

Alle Leistungsarten
des Verkehrs-Rechtsschutzes

Verkehrs-Rechtsschutz:
Eigentümer, Halter, Leasing-
nehmer, Erwerber, berechtigter
Fahrer und Insasse des 
versicherten Fahrzeugs.

Fahrer-Rechtsschutz: 
der Versicherungsnehmer beim 
Lenken und der vorübergehenden 
Anmietung fremder Fahrzeuge
jeder Art, auch wenn dies 
beruflich geschieht

Fußgänger-Rechtsschutz:
der Versicherungsnehmer als
Fußgänger, Radfahrer und
Fahrgast

Keine Wartezeit!Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen wegen eines mit dem versicherten 
Fahrzeug erlittenen Schadens, z. B. Schmerzensgeld, Reparaturkosten oder Verdienstausfall.

Verteidigung in Bußgeldverfahren wegen des Vorwurfs der Verletzung von 
Verkehrsvorschriften. Ausgeschlossen sind Halt- und Parkverstöße.

Verteidigung in Strafverfahren wegen des Vorwurfs der Verletzung von Verkehrsvorschriften. Der
Versicherungsschutz entfällt bei rechtskräftiger Verurteilung wegen einer vorsätzlich 
begangenen Straftat.

Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen 
für das versicherte Fahrzeug, z. B. Kauf, Verkauf, Finanzierung, Miete, Reparatur oder 
Versicherungen. Im Sachenrecht: z. B. Herausgabeanspruch des Eigentümers.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Steuer- und Abgabeangelegenheiten für den Eigentümer
oder Halter des versicherten Fahrzeugs.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor Verwaltungsbehörden und 
in Verfahren vor Verwaltungsgerichten, z. B. wegen Einschränkung, Entzugs oder 
Wiedererlangung der Fahrerlaubnis.

Verkehrs-Schadenersatz-
Rechtsschutz

Verkehrsordnungs-
widrigkeiten-Rechtsschutz

Verkehrs-Straf-Rechtsschutz

Verkehrs-Rechtsschutz im 
Vertrags-und Sachenrecht

Verkehrs-Steuer-Rechtsschutz

Verwaltungs-Rechtsschutz
in Verkehrssachen

siehe Privat-, Berufs- und 
Verkehrs-Rechtsschutz 

Keine Wartezeit!Der besondere Vorteil:
Alle auf den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen zugelassenen Kraftfahrzeuge
sind versichert. Der Fahrer- und Fußgänger-Rechtsschutz gilt für den Versicherungsnehmer und alle
mitversicherten Personen.

Verkehrs-Rechtsschutz für alle Fahrzeuge der Familie gem. § 21 Abs. 11 ARB 2010
Ein Fahrzeugwechsel muss nicht angezeigt werden. Nur abschließbar, wenn keine der zu versichernden Personen selbstständig ist (mehr als 6.000 € Umsatz pro Jahr). 
Selbstständige können den Verkehrsbereich mit einem gesonderten Antrag versichern.

Versicherungsnehmer, Ehe-/
Lebenspartner, minderjährige
Kinder, unverheiratete, auch
nicht in einer eingetragenen
Lebenspartnerschaft lebende
volljährige Kinder, die noch keine
auf Dauer ausgerichtete beruf-
liche Tätigkeit mit leistungsbezo-
genem Entgelt ausüben.
Außerdem ist jeder berechtigte
Fahrer und Insasse der versi-
cherten Fahrzeuge über den
Verkehrs-Rechtsschutz
geschützt. 
Ist ein Versicherter durch 
eine Straftat im Sinne des
Rechtsschutzes für Opfer von
Gewaltstraftaten getötet worden,
besteht Rechtsschutz auch 
für dessen Ehe-/Lebenspartner
oder eine andere Person aus
dem Kreis seiner Kinder, Eltern
oder Geschwister.

Arbeits- und 
Sozialgerichts-Rechtsschutz,
Steuer-Rechtsschutz, 
Rechtsschutz im Vertrags- 
und Sachenrecht:
Wartezeit* 3 Monate

Verkehrs-Rechtsschutz:
keine Wartezeit!

Diese Kombination bietet umfassenden

Versicherungsschutz für den Fahrzeugbereich 

und für private und berufliche Risiken 

von Nichtselbstständigen. 



Leistungsübersicht 
Leistungsart Erläuterungen zum Versicherungsschutz Versicherte Personen Besonderheiten

* Wartezeit: Versicherungsschutz besteht, wenn der Rechtsschutzfall (erster tatsächlicher oder behaupteter Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften) frühestens 3 Monate nach Vertragsbeginn 
eingetreten ist und nicht durch eine Willenserklärung/Rechtshandlung vor Vertragsbeginn ausgelöst wurde (§ 4 ARB 2010). Für Rechtsschutzfälle aus dem Schadenersatz-, Straf- und Beratungs-Rechtsschutz  
und Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten besteht keine Wartezeit. Beginnt der Versicherungsvertrag aufgrund Ihrer Angaben im Antrag in unmittelbarem Anschluss an einen vorausgegangenen
Versicherungsvertrag, werden die beim Vorversicherer für das betroffene Risiko erfüllten Wartezeiten angerechnet.

Keine Wartezeit!Telefonische Erstberatung
für den privaten und 
beruflichen Bereich bei 
persönlichem Bedarf

Der Versicherungsschutz umfasst telefonische Erstberatungsgespräche im Sinne des
Rechtanwaltsvergütungsgesetzes (RVG: § 34  Abs. 1 Satz 3, höchstens 190 € je Beratung) durch
einen Rechtsanwalt für den privaten und beruflichen (nichtselbstständigen) Lebensbereich, sobald
dazu ein persönlicher Bedarf besteht.

Ergibt sich im Rahmen dieser Rechtsberatung ein Bedarf an Formularen oder Mustertexten 
(z.B. Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht, Kfz-Kaufvertrag), sorgen wir für die Bereitstellung.

Versicherte Personen 
siehe Privat-, Berufs- und
Verkehrs-RS. 

HUK-COBURG Rechtsberatung gem. § 30 ARB 2010

Ohne Selbstbeteiligung. Zur optimalen Ergänzung des Verkehrs-Rechtsschutzes oder als Einzelprodukt ohne weiteres Rechtsschutzpaket bei der HUK-COBURG-Rechtsschutz-
versicherung. Beim Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz bzw. dem Rechtsschutz60 ohne Mehrbeitrag eingeschlossen.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Kapitalanlagegeschäften bis zu einer Versicherungssumme
von  5.000 € je Rechtsschutzfall für den Versicherungsnehmer und alle mitversicherten Personen
gemeinsam.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorgeschalteten Widerspruchsverfahren;

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorgeschalteten Widerspruchsverfahren;

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in nicht-verkehrsrechtlichen Angelegenheiten 
vor deutschen Verwaltungsgerichten und in Widerspruchsverfahren in dem der Klage 
vorgeschalteten Widerspruchsverfahren.

Außergerichtliche Interessenwahrnehmung bis zu einer Versicherungssumme von 1.000 € je
Rechtsschutzfall und ein Beratungsgespräch zur Erstellung oder Änderung einer Patientenverfügung
einschließlich Vorsorgevollmacht bis zu einer Versicherungssumme von 250 € pro Versicherungsjahr.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen in unmittelbarem Zusammenhang mit Betreuungsanordnungen
gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person bis zu einer Versicherungssumme
von 1.000 € je Rechtsschutzfall.

Eine vom Versicherer vermittelte Mediation je Bausache.

Rechtsschutz im Vertrags- und
Sachenrecht

Steuer-Rechtsschutz 

Sozialgerichts-Rechtsschutz

Verwaltungs-Rechtsschutz

Beratungs-Rechtsschutz

Rechtsschutz in
Betreuungsverfahren

Mediations-Rechtsschutz 
für Bausachen

Zusatzrisiko: Rechtsschutz PLUS gemäß § 31 ARB 2010
Zur optimalen Ergänzung des Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutzes oder des Rechtsschutz60

Versicherte Personen 
siehe Privat-, Berufs- und
Verkehrs-RS. 

Wartezeit siehe Privat-, 
Berufs- und Verkehrs-RS

Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen als Mieter, Pächter, Eigentümer, Vermieter, 
Verpächter oder dinglich Nutzungsberechtigter z. B. wegen Eigenbedarfskündigung des Vermieters
oder bei fehlerhaften Beschlüssen der Wohnungseigentümerversammlung.

Rechtsschutz für alle selbst genutzten
Wohneinheiten bzw. Rechtsschutz 
für Mieter, Pächter, Eigentümer und
Vermieter von Einheiten, die nicht
selbst zu Wohnzwecken genutzt 
werden.

Zusatzrisiko: Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken gemäß § 29 ARB 2010
Nur versicherbar in Verbindung mit der Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutzversicherung oder Rechtsschutz60

Mieter, Pächter, Eigentümer, 
Vermieter, Verpächter oder
dinglich Nutzungsberechtigter 

Wartezeit* 3 Monate
Streitigkeiten unter Mitmietern 
oder Miteigentümern desselben
Objekts sind ausgeschlossen

Es sind alle auf den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen 
zugelassenenen Kraftfahrzeuge zu Land versichert.

Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einer betrieblichen Altersversorgung sowie hinsichtlich 
der Ruhestandsbezüge und beihilferechtlichen Ansprüche aus einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis.

Hinweis: Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus bestehenden Arbeits-/Dienstverhältnissen
auch bei mitversicherten Personen – ist nicht versichert.

Alle Leistungsarten des 
Privat-, Berufs- und Verkehrs-
Rechtsschutzes mit Ausnahme 
des Arbeits-Rechtsschutzes

eingeschränkter 
Arbeits-Rechtsschutz

Rechtsschutz60 Privat- und Verkehrs-Rechtsschutz mit eingeschränktem Arbeits-Rechtsschutz für Nichtselbstständige gem. § 26 Abs. 8 ARB 2010
Ein Fahrzeugwechsel muss nicht angezeigt werden. Nur abschließbar, wenn keine der zu versichernden Personen selbstständig tätig ist (mehr als 6.000 € Umsatz pro Jahr). 
Selbstständige können ihre privaten Risiken und den Verkehrsbereich mit einem gesonderten Antrag versichern. 

Versicherte Personen 
siehe Privat-, Berufs- und
Verkehrs-RS. 

Wartezeit siehe Privat-, 
Berufs- und Verkehrs-RS

Leistungsart Erläuterungen zum Versicherungsschutz Versicherte Personen Besonderheiten

Mitversichert sind zusätzlich die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden, 
dort gemeldeten und im Ruhestand befindlichen Eltern des Versicherungsnehmers oder des mitversicherten Partners.



Sehr geehrte Kundin,
sehr geehrter Kunde,

Auf gute Partnerschaft Ihre HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung

HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG
Willi-Hussong-Straße 2, 96443 Coburg

Informationen zu Ihrer
Rechtsschutzversicherung  Stand 01.10.2010
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 14

Dies sind wichtige Vertragsunterlagen!
Bitte bewahren Sie sie zusammen mit dem Versicherungsschein auf.

die Versicherungsbedingungen bilden die Grundlage für unser gemeinsames Vertrags verhältnis. 
Der konkret zwischen Ihnen und uns vereinbarte Versicherungsschutz ergibt sich aus dem Antrag, 
dem Versicherungsschein und seinen Nachträgen.
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Identität des Versicherers
Versicherer ist die HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG. Register-Gericht Coburg.
Handelsregister-Nr. 240. Sitz des Unternehmens: Willi-Hussong-Str. 2, 96444 Coburg.

Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
Unsere ladungsfähige Anschrift ist:
HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG, Willi-Hussong-Str. 2, 96444 Coburg.
Vertretungsberechtigt sind Dr. Ulrich Eberhardt und Hanspeter Schroeder.

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
Die HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung betreibt das Rechtsschutzversicherungsgeschäft.

Vertragsgrundlagen und Art und Umfang der Versicherungsleistung
Grundlagen des Versicherungsvertrags werden der Antrag, der Versicherungsschein und etwaige Nachträge sowie die für neu abzuschließende Verträge maßgeblichen All-
gemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB).
Bei Eintritt eines versicherten Rechtsschutzfalls tragen wir bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme insbesondere
– die Kosten des für Sie tätigen Rechtsanwalts;
– Gerichtskosten und Kosten für Sachverständige;
– die gegnerischen Anwaltskosten, soweit Sie diese zu tragen haben;
– Übersetzungskosten;
– Kautionsdarlehen bis zur vereinbarten Höhe;
– auf Wunsch zusätzlich die Kosten einer von uns vermittelten telefonischen Erstberatung.
Sie können die Übernahme der von uns zu tragenden Kosten verlangen, sobald Sie nachweisen, dass Sie zu deren Zahlung verpflichtet sind oder die Verpflichtung bereits
erfüllt haben.

Versicherungsbeitrag
Die Höhe des Beitrags können Sie dem Versicherungsantrag entnehmen. Der Jahresbeitrag berücksichtigt die Versicherungsteuer. 

Kosten für Fernkommunikationsmittel
Ist in Ihren Versicherungsunterlagen eine Telefonnummer angegeben, unter der Sie uns erreichen können, informieren wir Sie dort auch über die Höhe der Telekommunika-
tionskosten.

Beitragszahlung
Der erste oder einmalige Beitrag ist zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Er ist dann unverzüglich (d. h. innerhalb von zwei Wochen) zu zahlen. Ein
Folgebeitrag ist zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig. 
Ist Lastschrifteinzug von Ihrem Konto vereinbart, erfolgt die Abbuchung nach Fälligkeit.

Gültigkeitsdauer des Angebots
Liegt zwischen Angebot und Vertragsbeginn ein Zeitraum von mehr als vier Wochen, können sich die Beiträge verändern, wenn zwischenzeitlich ein neuer Tarif eingeführt
wird oder auf Grund von § 10 ARB eine Beitragsanpassung stattfindet.

Zustandekommen des Versicherungsvertrags und Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsvertrag kommt dadurch zustande, dass wir Ihren Antrag annehmen. Regelmäßig geschieht dies durch Zugang des Versicherungsscheins.
Der Versicherungsschutz beginnt erst, wenn Sie den in Ihrem Versicherungsschein genannten fälligen Beitrag gezahlt haben, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.
Eine Frist, in der Sie an Ihren Antrag gebunden sind, besteht nicht.

Widerrufsbelehrung

WIDERRUFSRECHT
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Ver-
sicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an:
HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG
Willi-Hussong-Str. 2
96443 Coburg
E-Mail: info@huk-coburg.de

WIDERRUFSFOLGEN
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn
Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt,
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag der sich wie folgt berechnet: 1/360 der Jahresprämie (bei jährlicher Prämienzahlung) oder 1/180
der Halbjahresprämie (bei halbjährlicher Prämienzahlung) oder 1/90 der Vierteljahresprämie (bei vierteljährlicher Prämienzahlung) multipliziert mit der Anzahl der Tage, an
denen Versicherungsschutz bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Ver-
sicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen
(z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

BESONDERE HINWEISE
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausge-
übt haben.
Widerrufen Sie eine Vertrags- oder Tarifänderung, läuft der ursprüngliche Versicherungsvertrag weiter.
Ende der Widerrufsbelehrung
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Dauer des Vertrags
Der Versicherungsvertrag wird für den vereinbarten Zeitraum geschlossen, längstens für ein Jahr. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht der Versiche-
rungsnehmer oder der Versicherer den Vertrag kündigen.
Kündigt der Versicherungsnehmer, muss dem Versicherer spätestens einen Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs eine Kündigung zugegangen sein.
Kündigt der Versicherer, muss dem Versicherungsnehmer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs eine Kündigung zugegangen sein.

Beendigung des Vertrags
Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag mit einer Frist von einem Monat, der Versicherer mit einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs
kündigen (§ 8 ARB). Weitere Kündigungsrechte sind in den §§ 10, 11 und 13 ARB geregelt. 
Vertragsstrafen gibt es nicht.

Mitgliedsstaaten der EU deren Recht der Versicherer vor Abschluss des Vertrags zu Grunde legt
Wir legen der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrags das Recht der Bundesrepublik Deutschland zu Grunde.

Auf den Vertrag anwendbares Recht
Für das Vertragsverhältnis gilt deutsches Recht. 

Zuständiges Gericht

KLAGEN GEGEN DEN VERSICHERER
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

KLAGEN GEGEN DEN VERSICHERUNGSNEHMER
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zustän-
dige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kom-
manditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

UNBEKANNTER WOHNSITZ DES VERSICHERUNGSNEHMERS
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit
für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.

Sprachen
Die Versicherungsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in deutscher
Sprache.

Außergerichtliches Beschwerdeverfahren
Wenn Sie als Verbraucher mit einer unserer Entscheidungen nicht zufrieden sind, können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden (Versicherungsombuds-
mann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin, E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de). Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und für Ver-
braucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.
Der ordentliche Rechtsweg bleibt davon unberührt.

Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungsverschiedenheiten auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsichtsbehörde, die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Sektor Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, wenden.
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Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 2010)

1. Inhalt der Versicherung

§ 1 – Aufgaben der Rechtsschutzversicherung

Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des
Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen im ver-
einbarten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 – Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 31
vereinbart werden.

Der Versicherungsschutz nach § 21 bis § 29 umfasst je nach Vereinbarung

a) Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht
auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen
Rechts an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie
aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und versor-
gungsrechtlicher Ansprüche;

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnis-
sen, sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen Rechten, die Grund-
stücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldver-
hältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht in
den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist. 

Wird der Vertrag über das Internet abgeschlossen, besteht Versicherungs-
schutz (Internet-Rechtsschutz), soweit kein Zusammenhang besteht mit

– dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilzeit-
nutzungsrechten (Time-Sharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäu-
deteilen

– rassistischen, extremistischen, pornografischen oder sonst sittenwidrigen
Angeboten, Äußerungen oder Darstellungen.

e) Steuer-Rechtsschutz

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtli-
chen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten. Im

Verkehrs-Rechtsschutz (§§ 21, 22 und 26) umfasst der Versicherungsschutz
auch das Verwaltungsverfahren;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angele-
genheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten;

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i) Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung wegen des Vorwurfs

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festgestellt, dass
der Versicherungsnehmer das Vergehen vorsätzlich begangen hat, ist er
verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Ver-
teidigung wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens getragen
hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige
Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer ein fahrlässiges
Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versicherungsnehmer dagegen
vorgeworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, be-
steht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festge-
stellt wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat.

Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versicherungs-
schutz; ebenso wenig bei dem Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsätz-
lich begangen werden kann (z.B. Beleidigung, Diebstahl, Betrug, gefähr-
liche Körperverletzung). Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des
Vorwurfs noch auf den Ausgang des Strafverfahrens an.

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

für die Verteidigung wegen des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit;

k) Beratungs-Rechtsschutz

im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht für Rat oder Auskunft eines
in Deutschland zugelassenen Rechtsanwalts in familien-, lebenspartner-
schafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten. In diesem Fall werden die Bera-
tungskosten ohne Abzug der Selbstbeteiligung übernommen.

l) Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten

für die aktive Strafverfolgung, wenn eine versicherte Person im privaten Be-
reich Opfer einer rechtswidrigen Tat nach



– §§ 174 bis 180, 182 Strafgesetzbuch (StGB) – Straftaten gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung –,

– §§ 224, 225, 226, 340 Abs. 3 i.V.m. 224, 225, 226 StGB – Straftaten
gegen die körperliche Unversehrtheit –,

– §§ 232, 233 a, 234, 234 a, 235, 239 Abs. 3 und 4, 239 a, 239 b StGB
– Straftaten gegen die persönliche Freiheit – oder 

– §§ 211, 212, 221 StGB – Straftaten gegen das Leben –

ist.

Versicherungsschutz besteht für

aa) den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene öffent-
liche Klage als Nebenkläger;

bb) die Tätigkeit eines Rechtsanwalts als Verletztenbeistand;

cc) die Tätigkeit eines Rechtsanwalts im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs
gemäß § 46 a Strafgesetzbuch.

§ 3 – Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

(1) in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aus-
sperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizini-
sche Behandlung zurückzuführen sind;

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung entweder eines zu Bauzwecken
bestimmten Grundstücks oder vom Versicherungsnehmer bzw. mit-
versicherten Personen nicht selbst zu Wohnzwecken genutzten Ge-
bäudes oder Gebäudeteils,

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteils, das
sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder
das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

cc) der genehmigungspflichtigen und/oder anzeigepflichtigen baulichen
Veränderung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils, das
sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder
das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben.

(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf
einer Vertragsverletzung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsverhält-
nissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;

d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Ge-
schmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus
geistigem Eigentum;

e) aus dem Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrecht;

f) in ursächlichem Zusammenhang mit 

aa) Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen, Termin- oder vergleich-
baren Spekulationsgeschäften;

bb) dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von Wertpapieren (z.B.
Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren
gleichstehen, Beteiligungen (z.B. an Kapitalanlagemodellen, stillen
Gesellschaften, Genossenschaften) und deren Finanzierung. Der Aus-
schluss gilt nicht für Geld- und Vermögensanlagen, soweit Lebens-
und Rentenversicherungen sowie Sparverträge und vermögenswirk-
same Leistungen betroffen sind;

g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechts,
soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) besteht;

h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer oder
das für diesen tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder
Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sonstiger Anliegerabga-
ben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die
Grundstücksversorgung handelt;

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, so-
weit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von
Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus Ar-
beitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über
das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröffnet
werden soll;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Bauge-
setzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen eines Halt-
oder Parkverstoßes;

f) in Asyl- und Ausländerrechtsverfahren;

g) aus dem Bereich des Rechts zur Sicherung des Lebensunterhalts (Grund-
sicherung für Arbeitssuchende – Arbeitslosengeld und Sozialgeld –) sowie
dem Wohngeldgesetz;

h) in Verwaltungsverfahren, die dem Schutz der Umwelt (vor allem von Bo-
den, Luft und Wasser) dienen oder den Erhalt von Subventionen zum
Gegenstand haben;

i) in ursächlichem Zusammenhang mit staatlichen Subventionen oder
Finanzhilfen;

j) in ursächlichem Zusammenhang mit der Vergabe von Studienplätzen;

(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungs-
vertrags untereinander, mitversicherter Personen untereinander und mit-
versicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer;

b) nicht ehelicher/nicht eingetragener Lebenspartner untereinander in ur-
sächlichem Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren
Beendigung;

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalls auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder über-
gegangen sind;

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten
Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlichkei-
ten anderer Personen;

(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang mit
einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich begangenen Straftat besteht.
Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Versi-
cherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen verpflichtet, die der Versi-
cherer für ihn erbracht hat.

§ 3a – Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder Erfolgsaussich-
ten oder wegen Mutwilligkeit – Stichentscheid

(1) Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner Auffassung
nach

a) in einem der Fälle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

oder

b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. Mutwilligkeit
liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berücksichtigung
der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.

Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unverzüglich
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 verneint und
stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des Versicherers nicht zu,
kann er den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf
Kosten des Versicherers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete
Stellungnahme abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bin-
dend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtsla-
ge erheblich abweicht.

(3) Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von mindestens
einem Monat setzen, binnen der der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt
vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten und die
Beweismittel anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz
2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht
innerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versiche-
rungsschutz. Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer aus-
drücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§ 4 – Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schadenereignis
an, das dem Anspruch zu Grunde liegt;

b) im Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung der Rechts-
lage des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person zur
Folge hat;

c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungs-
nehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder
Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll.

Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versicherungs-
schutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein. Für die
Leistungsarten nach § 2 b) bis f) besteht Versicherungsschutz jedoch erst
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nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit), soweit
es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang
mit den Leistungen im Verkehrs-Rechtsschutz gemäß § 21 oder § 26 handelt.

(2) Ist ein Rechtsschutzfall vor Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7
oder während der Wartezeit eingetreten, besteht dennoch Rechtsschutz, wenn
das betroffene Risiko seit mindestens fünf Jahren ununterbrochen beim Ver-
sicherer versichert ist und der Vertrag bis zur Meldung des Rechtsschutzfalls
ohne Schadenaufwendungen verlaufen ist. 

(3) Beginnt der Versicherungsschutz gemäß § 7 innerhalb von einer Woche nach
Zulassung eines Motorfahrzeugs zu Lande, so besteht abweichend von Ab-
satz 1 im Rahmen des Verkehrs-Rechtsschutzes gemäß § 21 Absatz 3 auch
Versicherungsschutz für Rechtsschutzfälle, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Vertrag über den Erwerb des Fahrzeugs stehen.

(4) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn
maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere
Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder
Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des
Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung ein-
getreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt,
beendet ist.

(5) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 c) aus-
gelöst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Been-
digung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der
Versicherung geltend gemacht wird.

(6) Im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tatsäch-
lichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zu Grun-
de liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungsschein
bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind oder eingetreten sein
sollen.

§ 4a – Rechtsschutz bei Versichererwechsel

(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht in
Abweichung von § 4 Abs. 5 und Abs. 6 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines Vorver-
sicherers fällt und der Verstoß gem. § 4 Abs. 1 c) erst während der Ver-
tragslaufzeit des Versicherungsvertrags eintritt; allerdings nur dann, wenn
bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz
besteht;

b) der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt und
der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der Ver-
tragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber dem Versicherer geltend
gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die
Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
säumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versiche-
rungsschutz besteht;

c) im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) die tatsächlichen oder behaupteten Vor-
aussetzungen für die der Angelegenheit zu Grunde liegende Steuer- oder
Abgabefestsetzung während der Laufzeit eines Vorversicherers eingetre-
ten sind oder eingetreten sein sollen und der Verstoß gem. § 4 Abs. 1 c)
erst während der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrags eintritt; aller-
dings nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Ver-
sicherungsschutz besteht.

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des Eintritts
des Rechtsschutzfalls bestanden hat, höchstens jedoch im Umfang des Ver-
trags des Versicherers.

§ 5 – Leistungsumfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahrnehmung
rechtlicher Interessen und trägt

a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Inland die Vergütung eines für den
Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen
Rechtsanwalts. Der Versicherer trägt für einen mündlichen oder schrift-
lichen Rat oder eine Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen
gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängen, und für die Ausarbeitung
eines schriftlichen Gutachtens je Rechtsschutzfall eine Vergütung bis zu
250 €; für ein erstes Beratungsgespräch jedoch höchstens 190 €. Wohnt
der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen
Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Inter-
essen, trägt der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g)
die Kosten in der I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des Versiche-
rungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen
Vergütung eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem Pro-
zessbevollmächtigten führt. Der Versicherer trägt nach Eintritt eines

Rechtsschutzfalls auf Wunsch des Versicherungsnehmers zusätzlich die
Kosten einer von ihm vermittelten telefonischen Erstberatung. Die Bera-
tung erstreckt sich auf den jeweils versicherten Deckungsumfang des
Vertrags und setzt den Eintritt eines Rechtsschutzfalls (§ 4) voraus.

(Hinweis: Eine weitergehende telefonische Erstberatung für den gesamten
privaten Bereich bei Vorliegen eines Beratungsbedarfs kann über die HUK-
COBURG Rechtsberatung (§ 30) vereinbart werden).

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls im Ausland die Vergütung eines für
den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichts
ansässigen ausländischen oder im Inland zugelassenen Rechtsanwalts. Im
letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort
der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. § 5 Abs. 1 a Satz 2 gilt ent-
sprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie
vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein ausländischer Rechtsanwalt
für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer die Kosten in der
I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines
Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechts-
anwalt führt.

Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall mit einem Fahrzeug
aus einem EU-Staat im europäischen Ausland eingetreten, trägt der Ver-
sicherer zusätzlich die Kosten eines inländischen Rechtsanwalts bei der
Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Ent-
schädigungsstelle im Inland für dessen Tätigkeit im Rahmen der gesetzli-
chen Gebühren.

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten
des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe
der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen
Gerichts erster Instanz entstehen. Die Kosten für Mediationsverfahren
richten sich ausschließlich nach § 5a. 

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der Ent-
schädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwaltungsbe-
hörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im Ver-
waltungswege;

f) die übliche Vergütung

aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer
rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation in Fällen der

– Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkei-
tenverfahren;

– Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Reparatur-
verträgen von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern;

bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Geltend-
machung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland eingetretenen
Beschädigung eines Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers;

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem ausländischen
Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vorgeschrie-
ben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die Kosten
werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsan-
wälten geltenden Sätze übernommen;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen
entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstat-
tung verpflichtet ist.

(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer zu
tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren Zah-
lung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten wer-
den diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese
Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(3) Der Versicherer trägt nicht

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht übernommen
hat;

b) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledigung
entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom Versicherungs-
nehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen, es
sei denn, dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vor-
geschrieben ist;

c) die im Versicherungsschein vereinbarte bzw. nach dem Schadenfreiheits-
system mit variabler Selbstbeteiligung (§ 5b) vereinbarte Selbstbeteili-
gung je Rechtsschutzfall; ist allerdings der Rechtsschutzfall mit einer Erst-
beratung erledigt worden, werden die Beratungskosten ohne Abzug der
Selbstbeteiligung übernommen;

d) Kosten, die auf Grund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;
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e) Kosten auf Grund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer
Geldstrafe oder -buße unter 250 €;

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der
Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde;

h) Kosten im Rahmen einer einverständlichen Regelung für Forderungen, die
selbst nicht streitig waren oder Kosten, die auf den nicht versicherten Teil
von Schadensfällen entfallen.

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte Ver-
sicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitversi-
cherte Personen auf Grund desselben Rechtsschutzfalls werden hierbei
zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen auf Grund mehrerer
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

(5) Der Versicherer sorgt für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des
Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen
und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für
eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) für
Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) für Angehörige der steuerberatenden
Berufe;

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige
rechts- und sachkundige Bevollmächtigte;

d) im Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f) für Rentenberater.

§ 5a – Außergerichtliches Mediationsverfahren

(1) Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Streitbeilegung,
bei dem die Parteien mit Hilfe der Moderation eines neutralen Dritten, des
Mediators, eine eigenverantwortliche Problemlösung erarbeiten.

Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer einen Mediator zur
Durchführung des Mediationsverfahrens in Deutschland.

(2) Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die im Rechtsschutzvertrag
vereinbarten Leistungsarten.

(3) Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer entfallenden Anteil an
den Kosten des vom Versicherer vermittelten Mediators. Sind am Mediations-
verfahren auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt der Versicherer
die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht versicherten Personen.

(4) Für die Tätigkeit des Mediators haftet dieser selbst und unmittelbar.

§ 5b – Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung

(1) Einstufung in Schadenfreiheitsklassen (SF-Klassen)

Die Einstufung des Vertrags und die sich daraus ergebende Selbstbeteiligung
richtet sich nach dem Schadenverlauf. Siehe dazu die Tabellen in Absatz 6. 

(2) Einstufung bei Vertragsbeginn

a) Ersteinstufung in SF-Klasse 0

Ein Versicherungsvertrag wird in die SF-Klasse 0 eingestuft, wenn das
Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung erstmalig verein-
bart wird.

b) Eine Anrechnung des Schadenverlaufs aus Vorverträgen bei anderen Ver-
sicherern oder aus Vorverträgen ohne Schadenfreiheitssystem, die beim
Versicherer bestanden haben, erfolgt nicht.

c) Anrechnung des Schadenverlaufs nach Vertragsunterbrechung beim Ver-
sicherer

Liegt zwischen Beendigung und Neuabschluss des Versicherungsvertrags
ein Zeitraum von höchstens vier Jahren, wird der Versicherungsvertrag in
die SF-Klasse eingestuft, die zum Zeitpunkt der Beendigung maßgeblich
war.

Bei einem Zeitraum von mehr als vier Jahren wird der Vertrag in SF-
Klasse 0 eingestuft.

(3) Besserstufung bei schadenfreiem Verlauf

a) Jährliche Besserstufung 

Ist der Vertrag während eines Versicherungsjahrs schadenfrei verlaufen
und hat der Versicherungsschutz während dieser Zeit ununterbrochen
bestanden, wird der Vertrag in die nächst bessere SF-Klasse nach der
Tabelle in Absatz 6 a) eingestuft.

b) Wirksamwerden

Die Besserstufung gilt ab Beginn des neuen Versicherungsjahrs.

(4) Rückstufung bei schadenbelastetem Verlauf

a) Laufende Verträge

Wird der Vertrag schadenbelastet, wird er zum Tag der Deckungszusage
nach der Tabelle in Absatz 6 b) zurückgestuft.

Die neue Selbstbeteiligung gilt für den nächsten Rechtsschutzfall.

b) Beendete Verträge

Für Rechtsschutzfälle, für die nach Beendigung des Vertrags eine De-
ckungszusage erteilt wird, ist die zum Zeitpunkt der Abrechnung beste-
hende Einstufung maßgeblich. Eine Rückstufung erfolgt nicht.

(5) Schadenfreier oder schadenbelasteter Verlauf im Sinne des Schadenfreiheits-
systems 

a) Schadenfreier Verlauf

aa) Ein schadenfreier Verlauf des Vertrags liegt vor, wenn der Versiche-
rungsschutz von Anfang bis Ende eines Versicherungsjahrs bestanden
hat und der Versicherer in dieser Zeit für keinen Rechtsschutzfall eine
Deckungszusage erteilt hat und keine Maßnahmen eingeleitet sind,
die ein Kostenrisiko gemäß § 5 auslösen (z.B. Beauftragung eines
Rechtsanwalts, Einreichung einer Klage).

bb) Der Vertrag gilt auch als schadenfrei, wenn

– der Rechtsschutzfall durch eine Erstberatung abgeschlossen ist,

– der Interessenwahrnehmung in geeigneten Fällen (d.h. regelmäßig
in den unter § 2 a) bis d) genannten Leistungsarten) der Versuch
einer Streitbeilegung durch einen vom Versicherer vermittelten
Mediator vorausgegangen ist oder

– ein Rechtsanwalt aus dem Kreis der aktuell vom Versicherer emp-
fohlenen Rechtsanwälte beauftragt wird.

b) Schadenbelasteter Verlauf

aa) Ein schadenbelasteter Verlauf des Vertrags liegt vor, wenn der Versi-
cherer während eines Versicherungsjahrs für einen Rechtsschutzfall
eine Deckungszusage erteilt und Maßnahmen eingeleitet sind, die ein
Kostenrisiko gemäß § 5 auslösen (z.B. Beauftragung eines Rechtsan-
walts, Einreichung einer Klage).

bb) Ein schadenbelasteter Verlauf des Vertrags liegt nicht vor, wenn der
Rechtsschutzfall durch eine Erstberatung abgeschlossen ist oder
wenn in geeigneten Fällen der Versuch einer Streitbeilegung durch
einen vom Versicherer vermittelten Mediator vorangegangen ist oder
wenn ein Rechtsanwalt aus dem Kreis der aktuell vom Versicherer
empfohlenen Rechtsanwälte beauftragt wird.

c) Kündigungsrechte bleiben von der Schadenfreiheit und Schadenbelastung
unberührt.

(6) Tabellen zum Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung 

a) Einstufung und Selbstbeteiligung
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Dauer des schadenfreien
ununterbrochenen Verlaufs

SF-Klasse Selbstbeteiligung €Versicherungsjahre

6 und mehr 6 0

5 5 50

4 4 50

3 3 100

2 2 100

1 1 150

0 150

M0 200

M1 200

M2 250

M3 250

M4 300

M5 300

M6 400



b) Rückstufung im Rechtsschutzfall

§ 6 – Örtlicher Geltungsbereich

(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeers, auf den Kanarischen Inseln oder
auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich
gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder
behördliches Verfahren eingeleitet werden würde.

(2) Bei Rechtsschutzfällen außerhalb des Geltungsbereichs nach Absatz 1, die
dort während eines längstens 12 Wochen dauernden Aufenthalts eintreten,
und bei Internet-Rechtsschutzfällen (§ 2 d) Satz 2) trägt der Versicherer
abweichend von § 5 nur die Kosten des vom Versicherungsnehmer beauf-
tragten ausländischen Rechtsanwalts bis zum dreifachen Betrag, wie er sich
bei entsprechender Anwendung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG)
ergeben würde, höchstens jedoch 100.000 €.

Insoweit besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrnehmung im
Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rech-
ten oder Teilzeitnutzungsrechten (Time-Sharing) an Grundstücken, Gebäuden
oder Gebäudeteilen.

2. Versicherungsverhältnis

§ 7 – Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine ver-
einbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 – Dauer und Ende des Vertrags

(1) Vertragsdauer

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit, höchstens für
ein Jahr, abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils
ein Jahr, wenn nicht der Versicherungsnehmer oder der Versicherer den Ver-
trag kündigen.

Kündigt der Versicherungsnehmer, muss dem Versicherer spätestens einen
Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs eine Kündigung
zugegangen sein.

Kündigt der Versicherer, muss dem Versicherungsnehmer spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs eine Kündigung
zugegangen sein.

(3) Vertragsbeendigung

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 9 – Beitrag

A. Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versi-
cherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

(1) Fälligkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Ist Zahlung des Jah-
resbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des
ersten Jahresbeitrags.

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Rücktritt

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Bei-
trag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1) Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

(2) Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu
vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Ver-
sicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestim-
men, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Absätzen 4 und
5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf
hingewiesen wurde.

(5) Kündigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für
Rechtsschutzfälle, die zwischen dem in Abs. 4 genannten Zeitpunkt (Ablauf
der Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Ver-
sicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

(1) Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, muss der Versi-
cherungsnehmer dafür sorgen, dass der Beitrag zu dem Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom
Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungs-
aufforderung des Versicherers erfolgt.

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versiche-
rungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer
ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer
hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

(3) Ankündigung eines unterjährigen Lastschrifteinzugs

Ist eine unterjährige Zahlungsweise vereinbart, erfolgt eine Ankündigung der
Einziehung des Beitrags nur zur Hauptfälligkeit, sofern der Beitrag zu den
Nebenfälligkeiten unverändert bleibt.

E. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit nicht
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der dem
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.
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6 M0

5 M0

4 M0

3 M0

2 M0

1 M0

0 M0

M0 M4

M1 M5

M2 M6

M3 M6

M4 M6

M5 M6

M6 M6

nach SF-Klasseaus SF-Klasse



§ 10 – Beitragsanpassung bei Tarifänderung

(1) Um die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungsver-
trägen und eine sachgemäße Tarifierung sicherzustellen, überprüft der Versi-
cherer mindestens einmal im Kalenderjahr durch eine neue Kalkulation der
Tarifbeiträge für bestehende Verträge, ob diese Tarifbeiträge beibehalten wer-
den können oder ob eine Anpassung (Erhöhung oder Absenkung) vorgenom-
men werden muss.

(2) Durch die für die Anpassung maßgebende neue Kalkulation darf nur ermittelt
werden, ob sich der bisherige Tarifbeitrag allein auf Grund der seit seiner
Festsetzung tatsächlich eingetretenen und der danach bis zur nächsten Kal-
kulation erwarteten Schaden- und Kostenentwicklung verändert.

(3) Ergibt die neue Kalkulation nach Absatz 2 höhere als die bisherigen Tarifbei-
träge, so ist der Versicherer berechtigt, die bisherigen Tarifbeiträge um die Dif-
ferenz anzuheben. Sind die neuen Tarifbeiträge niedriger als die bisherigen, so
ist der Versicherer verpflichtet, die bisherigen Tarifbeiträge um die Differenz
abzusenken.

(4) Sind die nach Absatz 3 ermittelten Tarifbeiträge für die bestehenden Verträge
höher als die Tarifbeiträge für neu abzuschließende Verträge und enthalten die
Tarife für die bestehenden und für die neu abzuschließenden Verträge die glei-
chen Tarifmerkmale und den gleichen Deckungsumfang, so kann der Versi-
cherer auch für die bestehenden Verträge nur die Tarifbeiträge für die neu
abzuschließenden Verträge verlangen.

(5) Der Versicherer kann die Anpassung erst mit Wirkung ab Beginn der nächsten
Versicherungsperiode vornehmen.

(6) Besteht die Anpassung in einer Erhöhung des bisherigen Beitrags, so wird sie
nur wirksam, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Erhöhung
mindestens einen Monat vor deren Wirksamwerden in Textform mitteilt. Die
Mitteilung muss den Unterschied zwischen dem bisherigen und dem erhöh-
ten Beitrag aufzeigen. Der Versicherungsnehmer kann das Versicherungsver-
hältnis innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung zu dem Zeitpunkt
kündigen, in dem die Erhöhung wirksam werden sollte (Absatz 5). Der Versi-
cherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungs-
recht hinzuweisen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein
Kündigungsrecht.

§ 11 – Änderung der für die Beitragsbemessung wesentlichen Umstände

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versi-
cherers einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Ver-
sicherer vom Eintritt dieses Umstands an für die hierdurch entstandene höhe-
re Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach dem
Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht übernommen,
kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen.
Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent
oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. Der Versicherer kann seine Rechte nur innerhalb
eines Monats nach Kenntnis ausüben.

(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versi-
cherers einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der
Versicherer vom Eintritt dieses Umstands an nur noch den geringeren Beitrag
verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Versicherer
später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst vom Ein-
gang der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats nach
Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der Ver-
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen,
wenn die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers vorsätzlich oder grob
fahrlässig war. Das Nichtvorliegen der groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristab-
lauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen
Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versicherer hätten zugehen
müssen, so hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei
denn, dem Versicherer war der Eintritt des Umstands zu diesem Zeitpunkt
bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die unrich-
tige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Umfang des
Versicherungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versi-
cherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt
des Rechtsschutzfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen
war und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Rechtsschutzfalls noch
den Umfang der Leistung des Versicherers ursächlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die Gefahr
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als vereinbart anzuse-
hen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 12 – Wegfall des versicherten Interesses

(1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse
nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm
der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis
zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre.

(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungs-
schutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am
Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des
Gegenstands der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nächst-
fällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag
bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat
oder für den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versicherungs-
nehmer. Er kann innerhalb eines Jahrs nach dem Todestag die Aufhebung des
Versicherungsvertrags mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete
selbst genutzte Wohnung oder das selbst genutzte Einfamilienhaus, geht der
Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutz-
fälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie
erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt
für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen
geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

§ 13 – Kündigung nach Rechtsschutzfall

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflich-
tet ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kündigen.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb
von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungs-
nehmer und der Versicherer nach Anerkennung der Leistungspflicht für den
zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig
zu kündigen.

(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach
Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Anerken-
nung der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahrs, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim
Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 – Gesetzliche Verjährung

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die
Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs.

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in
Textform zugeht.

§ 15 – Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils
bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28, § 30 oder im Versicherungs-
schein genannten sonstigen Personen.

Außerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprüche, die natürlichen Per-
sonen auf Grund Verletzung oder Tötung des Versicherungsnehmers oder
einer mitversicherten Person kraft Gesetzes zustehen.

Ist ein Versicherter durch eine Straftat nach § 2 l) getötet worden, besteht
Rechtsschutz gemäß § 2 l) aa) für dessen Ehegatten/eingetragenen Lebens-
partner oder eine andere Person aus dem Kreis seiner Kinder, Eltern und
Geschwister.

(2) Mitversicherte Lebenspartner sind der:

a) eheliche oder eingetragene Lebenspartner 

b) nicht eheliche oder nicht eingetragene Lebenspartner

Die Mitversicherung des nicht ehelichen oder nicht eingetragenen
Lebenspartners setzt voraus, dass eine häusliche Lebensgemeinschaft
besteht und weder der Versicherungsnehmer noch der Lebenspartner
anderweitig verheiratet ist oder für sie eine andere eingetragene Lebens-
partnerschaft besteht.

(3) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betreffen-
den Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann jedoch wider-
sprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehelicher/einge-
tragener Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.

§ 16 – Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Text-
form abzugeben. Sie sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an
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die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeich-
nete Geschäftsstelle gerichtet werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versiche-
rer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen
Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung wird zu
dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie ohne die Anschriftenänderung bei regel-
mäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein würde.

3. Rechtsschutzfall

§ 17 – Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls

(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers
nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls erforderlich, hat er

a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich
oder telefonisch – anzuzeigen;

b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstän-
de des Rechtsschutzfalls zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben
und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Sämtliche vom
Versicherungsnehmer eingereichten Unterlagen werden Eigentum des
Versicherers;

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzustimmen,
insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der
Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Versicherers einzu-
holen;

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sorgen.
Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering wie mög-
lich gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen Vorgehenswei-
sen hat der Versicherungsnehmer die kostengünstigste zu wählen,
indem er z.B. (Aufzählung nicht abschließend):

– nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kostengünsti-
ger mit einem Prozess erreicht werden kann (z.B. Bündelung von
Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern als
Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klageer-
hebung),

– auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen Situa-
tion nicht oder noch nicht notwendig sind,

– vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen Ver-
fahrens abwartet, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für
den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann,

– vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt und die
etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restlichen Ansprüche
bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teilansprüche
zurückstellt,

– in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur Erhe-
bung von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen zur Verfü-
gung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauftrag
zu erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst.

Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens Weisun-
gen des Versicherers einzuholen und zu befolgen. Er hat den Rechts-
anwalt entsprechend der Weisung zu beauftragen.

(2) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehen-
den Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen
zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den
Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maßnah-
men Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechts-
schutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

(3) Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem
Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach § 5
Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem
Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig
erscheint.

(4) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauf-
tragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht ver-
antwortlich.

(5) Der Versicherungsnehmer hat

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt
vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel
anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen
Unterlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegen-
heit zu geben.

(6) Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätzlich
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilwei-
se Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Ein-
tritt des Rechtsschutzfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob
fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

(7) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem Einver-
ständnis des Versicherers abgetreten werden.

(8) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von
Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf die-
sen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen Unterlagen
hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen und bei dessen
Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versiche-
rungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer zurückzuzah-
len. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der
Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen kei-
nen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer gro-
ben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 18 – (entfällt)

§ 19 – (entfällt)

§ 20 – Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht

(1) Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische
Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der
Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft,
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsge-
sellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 

Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsnehmers im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht

4. Formen des Versicherungsschutzes

§ 21 – Verkehrs-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder während
der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem
Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten
Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder
berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß Ab-
satz 1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder, Personen-
kraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse
sowie Anhänger.

– 10 –



(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungs-
schutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein bezeichnete Motorfahr-
zeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhänger (Fahrzeug) be-
steht, auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder
nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind.

(4) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a)

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g)

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)

(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen werden.

(6) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der
Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeu-
gen zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigenge-
brauch bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versiche-
rungsnehmer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen werden.

(7) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags-
und Sachenrecht für den Versicherungsnehmer auch bei der Teilnahme am
öffentlichen Verkehr in seiner Eigenschaft als

a) Fahrer jedes Fahrzeugs, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist,

b) Fahrgast,

c) Fußgänger und

d) Radfahrer.

(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein.
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen
Personen, die von diesem Verstoß keine Kenntnis hatten (Verzicht auf Einwand
grob fahrlässiger Unkenntnis).

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(9) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein
Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht mehr auf
seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der Ver-
sicherungsnehmer unbeschadet seines Rechts auf Herabsetzung des Bei-
trags gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrags mit
sofortiger Wirkung verlangen.

(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf son-
stige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die
Stelle des bisher versicherten Fahrzeugs tritt (Folgefahrzeug). Der Rechts-
schutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fällen auf den
Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des Folgefahr-
zeugs zu Grunde liegt.

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeugs ist dem Versiche-
rer innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu
bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz
nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht
nicht vorsätzlich versäumt hat (Verzicht auf Einwand grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeige- und Bezeichnungspflicht).

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahrzeugs
erworben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens jedoch bis zu
einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeugs ohne zusätzlichen Bei-
trag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeugs innerhalb eines Monats vor
oder innerhalb eines Monats nach der Veräußerung des versicherten Fahr-
zeugs wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt.

(11) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann vereinbart werden, dass Versiche-
rungsschutz besteht für alle auf den Versicherungsnehmer und seinen
gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten Lebenspartner zugelassenen oder mit
einem Versicherungskennzeichen versehenen Motorfahrzeug zu Lande bzw.
Anhänger. Das Gleiche gilt auch für Fahrzeuge, die auf die minderjährigen
Kinder sowie die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebenden volljährigen Kinder zugelassen sind, sofern letztere
noch keine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein
leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

Der Versicherungsschutz nach Absatz 11 kann nur vereinbart werden, wenn
der Versicherungsnehmer und/oder sein gemäß § 15 Absatz 2 mitversicher-
ter Lebenspartner keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbst-
ständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 € – bezogen
auf das letzte Kalenderjahr – ausüben.

Absatz 7 gilt für die mitversicherten Personen entsprechend.

§ 22 – Fahrer-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannte Per-
son bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in ihrer Eigenschaft als Fah-
rer jedes Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhän-
gers (Fahrzeug), das weder ihr gehört noch auf sie zugelassen oder auf ihren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der Versiche-
rungsschutz besteht auch bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr als
Fahrgast, Fußgänger und Radfahrer.

(2) Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle Kraft-
fahrer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für das Unternehmen verein-
baren. Diese Vereinbarung können auch Betriebe des Kraftfahrzeughandels
und -handwerks, Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehörigen
treffen.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g)

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)

(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande auf die im Ver-
sicherungsschein genannte Person zugelassen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehen, wandelt sich der Versicherungs-
schutz in einen solchen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Erwerb dieses
Motorfahrzeugs zu Lande ist eingeschlossen.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur, wenn
der Fahrer von diesem Verstoß keine Kenntnis hatte (Verzicht auf Einwand
grob fahrlässiger Unkenntnis). 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6) Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein genannte Per-
son länger als sechs Monate keine Fahrerlaubnis mehr, endet der Versiche-
rungsvertrag. Zeigt der Versicherungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist
an, endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht die
Anzeige später beim Versicherer ein, endet der Versicherungsvertrag mit Ein-
gang der Anzeige.

§ 23 – Privat-Rechtsschutz für Selbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen
gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten Lebenspartner, wenn einer oder beide
eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit aus-
üben,

a) für den privaten Bereich,

b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen Tätig-
keit.

(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten, auch nicht in
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder, letz-
tere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf
Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezo-
genes Entgelt erhalten.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a)

Arbeits-Rechtsschutz, auch als Arbeitgeber aus haus-
wirtschaftlichen Beschäftigungs- und Pflegeverhältnissen (§ 2 b)

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f)

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h)

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)
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Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartner- 
schafts- und Erbrecht (§ 2 k)

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l)

HUK-COBURG Rechtsberatung (§ 30)

(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer
eines Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhän-
gers.

(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner
nicht mehr gewerblich, freiberuflich oder sonstig selbstständig tätig oder
wird von diesen keine der vorgenannten Tätigkeiten mit einem Gesamtum-
satz von mehr als 6.000 € – bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausge-
übt, wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in
einen solchen nach § 25 um.

§ 24 – Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, Rechtsschutz für Firmen
und Vereine

wird nicht angeboten.

§ 25 – Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen Bereich des
Versicherungsnehmers und seines gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten
Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige
selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 €
– bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz
besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen
Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten, auch nicht in
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder, letz-
tere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf
Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezo-
genes Entgelt erhalten.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a)

Arbeits-Rechtsschutz, auch als Arbeitgeber aus haus-
wirtschaftlichen Beschäftigungs- und Pflegeverhältnissen (§ 2 b)

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f)

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h)

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrecht (§ 2 k)

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l)

HUK-COBURG Rechtsberatung (§ 30)

(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer
eines Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers.

(5) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner
eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit
einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 € im letzten Kalenderjahr aufge-
nommen oder übersteigt deren aus einer solchen Tätigkeit im letzten Kalen-
derjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 6.000 €, wandelt sich der
Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 23
um.

(6) Rechtsschutz60
(Privat-Rechtsschutz für Nichtselbstständige)

Nach Vollendung des 60. Lebensjahrs des Versicherungsnehmers kann der
Versicherungsschutz nach den Absätzen 1 – 5 dahingehend eingeschränkt
werden, dass sich der Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) ausschließlich auf die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einer betrieblichen Altersver-
sorgung sowie hinsichtlich der Ruhestandsbezüge und beihilferecht-
lichen Ansprüche aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bezieht.
(Hinweis: Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus bestehenden Ar-
beits-/Dienstverhältnissen – auch bei mitversicherten Personen – ist nicht
versichert.)

§ 26 – Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige

(1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen Bereich des
Versicherungsnehmers und seines gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten
Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige

selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 € –
bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein Versicherungsschutz
besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen
Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind

a) die minderjährigen Kinder,

b) die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeit-
punkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

c) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner oder
die mitversicherten Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem
Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis
als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemie-
teten Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a)

Arbeits-Rechtsschutz, auch als Arbeitgeber aus haus-
wirtschaftlichen Beschäftigungs- und Pflegeverhältnissen (§ 2 b)

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f)

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g)

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h)

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrecht (§ 2 k)

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (§ 2 l)

HUK-COBURG Rechtsberatung (§ 30)

(4) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahr-
zeugs zu Wasser oder in der Luft.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß keine Kenntnis hatten (Verzicht auf
Einwand grob fahrlässiger Unkenntnis). 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich
war.

(6) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner
eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit
einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 € im letzten Kalenderjahr aufge-
nommen oder übersteigt der im letzten Kalenderjahr erzielte Gesamtumsatz
aus einer bestehenden gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbst-
ständigen Tätigkeit den Betrag von 6.000 €, wandelt sich der Versiche-
rungsschutz ab dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 21
Absätze 3 und 4 bis 9 – für die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen
Fahrzeuge – und § 23 um. Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb
von sechs Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Versiche-
rungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er diese später als zwei Mona-
te nach Eintritt der für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursäch-
lichen Tatsachen, endet der Versicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang
der entsprechenden Erklärung des Versicherungsnehmers.

(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande und kein
Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten
Lebenspartner oder die mitversicherten Kinder zugelassen oder auf deren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen nach
§ 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt automatisch ein, wenn
die gleichen Voraussetzungen vorliegen und der Versicherungsnehmer, des-
sen mitversicherter Lebenspartner und die mitversicherten Kinder zusätzlich
keine Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung des Versi-
cherungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Versicherer später als zwei
Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versiche-
rungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige.
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(8) Rechtsschutz60
(Privat- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige)

Nach Vollendung des 60. Lebensjahrs des Versicherungsnehmers kann der
Versicherungsschutz nach den Absätzen 1 – 7 dahingehend eingeschränkt
werden, dass sich der Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) ausschließlich auf die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einer betrieblichen Altersver-
sorgung sowie hinsichtlich der Ruhestandsbezüge und beihilferecht-
lichen Ansprüche aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bezieht.
(Hinweis: Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus bestehenden Ar-
beits-/Dienstverhältnissen – auch bei mitversicherten Personen – ist nicht
versichert.)

§ 27 – Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz

wird nicht angeboten

§ 28 – Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbstständige

wird nicht angeboten

§ 29 – Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grund-
stücken

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im Ver-
sicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als

a) Eigentümer,

b) Vermieter,

c) Verpächter,

d) Mieter,

e) Pächter,

f) Nutzungsberechtigter 

von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungs-
schein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder
Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c)

Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

Anpassung des Bruttojahresmietwerts für vermietete Objekte
(§ 29 Abs. 1 b, c)

Der für die Beitragsberechnung maßgebliche Bruttojahresmietwert erhöht oder
vermindert sich entsprechend dem Prozentsatz, zu dem sich der Preisindex für
Wohnungsmieten des Statistischen Bundesamts für den Monat Juni eines jeden
Jahrs im Vergleich zum entsprechenden Vorjahreswert verändert.

Die Anpassung wird wirksam für alle Folgejahresbeiträge, die ab 01.10. bis
30.09. des nächsten Jahrs fällig werden.

Der Versicherungsnehmer kann innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung durch schriftliche Erklärung der Anpassung widersprechen. Der Versicherer
ist dann berechtigt, die Leistungen nur insoweit zu erbringen, als es dem Verhält-
nis des vereinbarten Beitrags zu dem Beitrag entspricht, der sich aus der tat-
sächlichen Bruttojahresmiete zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalls ergibt.

§ 30 – HUK-COBURG Rechtsberatung

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen gemäß
§ 15 Absatz 2 mitversicherten Lebenspartner

a) für den privaten Bereich,

b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen Tätig-
keit.

(2) Mitversichert sind

a) die minderjährigen Kinder,

b) die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeit-
punkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst telefonische Erstberatungsgespräche nach
deutschem Recht im Sinne des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG: § 34
Abs. 1 Satz 3, höchstens 190 € je Beratung) durch einen Rechtsanwalt. Eine
Selbstbeteiligung wird nicht angerechnet.

(4) Anspruch auf Rechtsschutz besteht bei Vorliegen eines Beratungsbedarfs in
eigenen Angelegenheiten, auch wenn keine veränderte Rechtslage oder ein

Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften (§ 4) vorliegt. § 3 fin-
det keine Anwendung.

(5) Ergibt sich im Rahmen der HUK-COBURG Rechtsberatung ein Bedarf an For-
mularen oder Mustertexten, sorgen wir für die Bereitstellung.

(6) Die Voraussetzungen für die telefonische Erstberatung werden nach telefoni-
scher Anfrage des Versicherungsnehmers geprüft. Auf Wunsch des Versiche-
rungsnehmers wird er auf Kosten des Versicherers mit einer unabhängigen
Anwaltskanzlei verbunden.

§ 31 Rechtsschutz PLUS für §§ 23, 25 und 26

Der Versicherungsschutz des Privat-Rechtsschutz für Selbstständige (§ 23), des
Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige (§ 25) und des Privat-,
Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige (§ 26) kann wie folgt
erweitert werden:

(1) Der Versicherungsschutz umfasst zusätzlich:

a) Rechtsschutz im Vertrags- und  Sachenrecht (§ 2 d)

abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) besteht Versicherungsschutz auch für
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus den dort aufgeführten Kapi-
talanlagegeschäften. Die Kostenerstattung für diese Rechtsschutzfälle ist
auf 5.000 € je Rechtsschutzfall beschränkt. Dies gilt für den Versiche-
rungsnehmer und alle mitversicherten Personen gemeinsam;

b) Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

abweichend von § 2 e) besteht Versicherungsschutz im privaten Bereich
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorge-
schalteten Widerspruchsverfahren;

c) Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f)

abweichend von § 2 f) besteht Versicherungsschutz auch für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorgeschalteten Wider-
spruchsverfahren;

d) Verwaltungs-Rechtsschutz ( § 2 g)

abweichend von § 2 g) besteht Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen in nicht-verkehrsrechtlichen Angelegenheiten
vor deutschen Verwaltungsgerichten und in Widerspruchsverfahren, die
diesen Gerichtsverfahren vorangehen, soweit der Versicherungsschutz
nicht bereits in den Leistungsarten gemäß § 2 Absätze b), c), e) oder h)
enthalten ist.

Versicherungsschutz besteht jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten
nach Versicherungsbeginn (Wartezeit);

e) Beratungs-Rechtsschutz (§ 2 k)

aa) wird der Rechtsanwalt in diesen Angelegenheiten über die Beratung
hinaus außergerichtlich tätig, besteht auch Versicherungsschutz für
die außergerichtliche Interessenwahrnehmung (nicht Trennungs-
und Trennungsfolgeangelegenheiten bzw. Scheidungs- und Schei-
dungsfolgeangelegenheiten sowie Aufhebung der Lebenspartner-
schaft). Die Kostenerstattung ist auf 1.000 € je Rechtsschutzfall
begrenzt;

bb) für ein Beratungsgespräch mit einem in Deutschland zugelassenen
Rechtsanwalt zur Erstellung oder Änderung einer Patientenverfügung
einschließlich Vorsorgevollmacht. Die Kostenerstattung ist auf 250 €
pro Versicherungsjahr beschränkt; in diesem Fall gilt keine Selbstbe-
teiligung. 

Ein Anspruch auf diese Leistung besteht bei Vorliegen eines Bera-
tungsbedarfs (Beratungs-Rechtsschutz zur Erstellung von Patienten-
verfügungen);

f) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in unmittelbarem Zusam-
menhang mit Betreuungsanordnungen nach § 1896 ff. BGB gegen den
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person. Die Kostenerstat-
tung ist auf 1.000 € je Rechtsschutzfall begrenzt;

Ein Anspruch auf diese Leistung besteht mit Einleitung des Betreuungs-
verfahrens;

g) Mediations-Rechtsschutz für Bausachen

abweichend von § 3 Absatz 1 d) besteht für die dort aufgeführten Ange-
legenheiten Versicherungsschutz für eine vom Versicherer vermittelte
Mediation je Bausache.

(2) Mitversichert sind die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-
schaft lebenden, dort gemeldeten und im Ruhestand befindlichen Eltern des
Versicherungsnehmers oder des gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten
Lebenspartners.
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Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich die Vertragsver-
hältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV
einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen
Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns
bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig,
wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der
Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nut-
zung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertrags-
verhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder
soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforder-
lich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige
Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung
überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in
Ihrem Versicherungsvertrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufge-
nommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages
hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit
Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die
Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise abgelehnt, kommt
es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teil-
weise abgelehnter Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und
-nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung
(Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflicht-Entbin-
dungsklausel enthalten.
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenver-
arbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag ver-
sicherungstechnische Daten wie Kundennummer, Versicherungssumme, Versi-
cherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben
eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes
geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben
zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermit-
telten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszah-
lungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an den Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vie-
len Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer ab. Diese Rückversicherer
benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns,
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden
Ihnen auch die dafür entsprechenden Unterlagen zur Verfügung gestellt. In eini-
gen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen
sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung,
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Ein-
schätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände
anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende,
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, even-
tuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es
erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher
Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von per-
sonenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des
Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Scha-
denhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhin-
derung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Verband
bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen ande-
rer Versicherer zu beantworten.
Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft
sowie beim Verband der privaten Krankenversicherung zentrale Hinweissysteme.
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu
Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur soweit
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele:

Kfz-Versicherer
Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie von Perso-
nen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Lebensversicherer
Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit
Beitragszuschlag
– aus versicherungsmedizinischen Gründen,
– auf Grund der Auskünfte anderer Versicherer,
– wegen verweigerter Nachuntersuchung;
Aufhebung des Vertrags durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versiche-
rers; Ablehnung des Vertrags seitens des Versicherungsnehmers wegen gefor-
derter Beitragszuschläge.
Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer
– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf

durch den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsfällen innerhalb
von 12 Monaten.

– Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach min-
destens DREI Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten.

– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf bei
konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen Inanspruchnahme der
Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der Antragstellung.

Sachversicherer
Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn
auf Grund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt
wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs.

Transportversicherer
Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) Schaden-
fällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.

Unfallversicherer
– Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,
– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schaden-

fall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen,
– außerordentliche Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung

oder Klageerhebung auf Leistung.
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung)
und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite und Bausparen, werden durch
rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfas-
senden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen
häufig in Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, beispielsweise
die Datenverarbeitung, das Inkasso, die interne Revision, die Rechtsabteilung,
der Vertrieb und der Datenschutz. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespei-
chert, auch wenn Sie Ihre Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe
abschließen; auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge und das ver-
sicherte Risiko bzw. die Versicherungssumme, ggf. Ihr Geburtsdatum, Konto-
nummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leis-
tungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt und sind von allen
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann u. a. eingehende Post
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immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige
Partner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne
Rückfragen korrekt verbucht werden.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch
hier von »Datenübermittlung«, bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutz-
gesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits-
daten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unter-
nehmen und der HUK-COBURG Haftpflicht-Unterstützungs-Kasse kraftfahrender
Beamter Deutschlands a. G. in Coburg zur Wahrnehmung der oben genannten
zentralen Funktionen. Für alle zugriffsberechtigten Mitarbeiter gelten die gleichen
Pflichten bei der Einhaltung des Datenschutzes und der Schweigepflicht.

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an:

HUK-COBURG Haftpflicht-Unterstützungs-Kasse
kraftfahrender Beamter Deutschlands a. G. in Coburg

HUK-COBURG-Allgemeine Versicherung AG 

HUK-COBURG-Lebensversicherung AG

HUK-COBURG-Krankenversicherung AG

HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG

HUK-COBURG-Bausparkasse AG

HUK24 AG

HUK-COBURG-Assistance GmbH

BRUDERHILFE Sachversicherung AG
im Raum der Kirchen

BRUDERHILFE Rechtsschutz Schadenregulierungs-GmbH

FAMILIENFÜRSORGE Lebensversicherung AG
im Raum der Kirchen

PAX-FAMILIENFÜRSORGE Krankenversicherung AG
im Raum der Kirchen

GSC Service- und Controlling GmbH

IPZ Institut für Pensions-Management und Zusatzversorgung GmbH

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfas-
senden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistun-
gen (z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kredit-
instituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außer-
halb der Gruppe zusammen.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweili-
gen Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So ver-
mitteln z. B. Kreditinstitute im Rahmen der Kundenberatung/-betreuung Versi-
cherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten. Für
die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausführun-
gen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Vermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienst-
leistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperations-
partner werden Sie durch unsere Vermittler betreut, die Sie mit Ihrer Einwilligung
auch in sonstigen Finanzdienstleistungen beraten. Vermittler in diesem Sinn
sind neben Einzelpersonen auch von Ihnen aufgesuchte Vermittlungsgesell-
schaften.

Um diese Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhalten die Vermittler zu
diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungs-
nummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der
Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren
Partnerunternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Ab-
schluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich zum Zweck von Ver-
tragsanpassungen in der Personenversicherung können an den zuständigen Ver-
mittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten
im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden
sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder
unserer Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufs-
geheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem ein-
gangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten
Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in
einer Datei gespeicherten Daten. Wegen eventueller weiterer Auskünfte und
Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten Ihres Versicherers, 96444 Coburg. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen
auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückver-
sicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.
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